
NS-Opfer undTäter -
Versorgung mit
zweierlei Maß
Lina Heydrich und
Dr. Norbert L. mit
Rentenangelegenheiten
vor Gericht

UweDankerIm Sommer 1958 befinden zweihöchste Gerichte abschließend
über Versorgungsansprüche aus Schleswig-Holstein. Vieles un-
terscheidet sich dabei: abgesehen von dem inbeiden Fällen tätig
werdenden (und entgegengesetzt handelnden) Oberversiche-
rungsamt Schleswig, die Gerichte, die Gesetzesgrundlage, der
angezielte Anspruch, die ehemalige Rolle der Antragsteller.Und
dennoch gibt es eineninneren Zusammenhangbeider Verfahren:
Es ging imKern um die Frage, wie und wie großzügig dieBun-
desrepublik Deutschland und ihr Bundesland Schleswig-Hol-
stein die Versorgung ehemaliger NS-Täter undehemaliger NS-
Opfer zuregelnbereit waren. Auchformal gabes Ähnlichkeiten:
Beide Antrags- und Rechtsverfahren zogen sich über Jahrehin-
weg, beide Wege waren durch Gutachtertätigkeiten, intensive
Zeugenvemahmen und umfängliche Tätigkeiten der gewählten
Anwälte gekennzeichnet.Und - vor allem- in beiden Verfahren
besaßen die Richter Ermessensspielraum: Sie hätten so, aber
auch entgegengesetztentscheidenkönnen.

Als im Juni1950 Norbert L.seine erste Klagegegen dasLand
Schleswig-Holstein einreichte und als drei Monate später Lina
Heydrich die Gewährung von Witwen- und Waisenrenten bean-
tragte, hätten exakt fünf Jahre nach Kriegsende trotz erster
Ernüchterungen Wetten auf beide Verfahren wohl noch eindeutig
gelautet: Frau Heydrich werde ihr Zielhochdotierter Dauerzah-
lungen wohl nicht erreichen,Herr L., ein anerkanntes Opfer des
NS-Regimes, dagegenhabe gute Aussichten aufeine kleine Ent-
schädigung.AmEnde der Instanzenwege trat 1958 indes dasGe-
genteilein: Lina Heydrichs Versorgungsbezüge wurden höchst-
richterlich - rückwirkend -gewährt, Herr L.,inzwischen ein ge-
brochener Mann,ging leer aus.

Bekanntund oft dargestellt ist, wie inder Bundesrepublik die
Versorgungsansprüche der ehemaligen NS-Beamten, Soldaten
und Kriegsopfer gesetzlich geregelt wurden: schnell,umfassend
und vergleichsweise großzügig, auch bezogen auf schwer Bela-
stete. Das Bundesversorgungsgesetz,das Beamtengesetz unddas
Ausführungsgesetz zum Artikel 131 des Grundgesetzes,durch-
weg Gesetzesvorhaben der allerersten Sitzungsperioden des
Bundestages seit 1949, lieferten die entscheidendenrechtlichen
Grundlagendafür, daß neben ,demkleinenBeamten' und neben
,dem anständigenSoldaten' auchdieMehrzahlder Täter großzü-
gig und materiell abgesichert in die neue Bundesrepublik inte-
griert wurden.1Ebenso bekannt ist,daß sich die gleiche Bundes-
republik sehr schwer tat,den Opfern der NS-Herrschaft bundes-
einheitlich Entschädigung und ,Wiedergutmachung' zuteil wer-
den zu lassen.2 Lediglichdas .Gesetz zur Wiedergutmachung für
den öffentlichenDienst',das Gegenstück zum 131 er-Gesetz,bil-
det, bezogen auf Großzügigkeit und schnelle Realisierung im
Jahr 1951, eine bezeichnende Ausnahme: Das ,Bundesergän-
zungsgesetz' und das ,Bundesentschädigungsgesetz',die wich-
tigsten rechtlichen Grundlagen der generellen Wiedergutma-
chung, wurden erst -nach massivemDruck derAlliierten-1953
und 1956 verabschiedet, während die oben genannten Gesetze
seit 1950 und 1951 in Kraft waren.

1 Siehe zuletztundmitumfassendem
Literaturverzeichnis Norbert Frei, Ver-
gangenheitspolitik. Die Anfänge der
Bundesrepublik und die NS-Vergan-
genheit, München 1996, hier insb. S.
69-100.
2 Siehe Constantin Goschler, Wieder-
gutmachung. Westdeutschland unddie
Verfolgten des Nationalsozialismus
1945-1954, München 1992; Ludolf
Herbst, Constantin Goschler (Hg.),
Wiedergutmachungin der Bundesrepu-
blik Deutschland, München 1989;
Christian Pross, Wiedergutmachung.
DerKleinkrieg gegen die Opfer, Frank-
furt a.M. 1988.
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Bereits die reine Gesetzeslektüre zeigt auf,daß bei der Versor-
gung ehemaliger Beschäftigter des öffentlichen Dienstes, ehe-
maliger Soldaten und der Opfer von Kriegseinwirkungen-bei
der Versorgung der .normalen Deutschen' also -breite Definitio-
nen, großzügige Handlungsspielräume und extremseltener Aus-
schluß intendiert waren: Die Kriegsopferrolle war ausdrücklich
nicht an moralische Kriterien oder Schuldfragen, an die .Wür-
digkeit' oder eine eventuelle ,UnWürdigkeit geknüpft, so daß
auch diejenigen,die alsNS-Täter zudefinieren sind, inden vol-
lenGenuß der Ansprüche gegenüber Staat undGesellschaft ka-
men.3 Im Gegensatz dazu mußten jene, die sich als Opfer oder
Verfolgte der NS-Herrschaft begriffen, eine sehr handfeste Ver-
folgung, deren Ursachen sowie ihre persönliche Würdigkeit
nachweisen, um in aller Regel erheblich geringere Zahlungen
oder Rentenansprüche zu erwerben.4 Bei ihnen ginges materiell
(fast nie) um Beamtenpensionen, sondern in der Regel um den
Anspruch auf kleine Ergänzungsrenten. - Lina Heydrich stritt
umdie stattlichen Witwenbezüge eines Polizeigenerals, Dr. jur.
NorbertL.um eineRentenergänzung,dieberücksichtigen sollte,
daß er einige Jahreberufsunfähig gewesensei.

Dietatsächliche Wirkung vonGesetzenzeigt sichinderPraxis
ihrer Anwendung.Diese Umsetzung kann die Intentionen unter-
stützen oder abmildem, kann modifizieren und ausgleichen,
kann aber auch weiter verschärfen.Es gibt Handlungsspielräume
bei der Auslegung durch staatliche Bürokratien, auch bei der
Überprüfung durch Gerichte. Die Rechtspraxis läßt sich ampla-
stischen Ausnahmefall betrachten, an dem Fallbeispiel, in dem
die handelnden Richterkollegien alternativen Ermessensspiel-
raum haben,amBeispiel also,indem sie erklärtermaßen so,aber
auch entgegengesetzthandeln können.

Ein derartiges Doppelfallbeispiel haben wir mit den beiden
Verfahren ausgewählt. Diese Auswahl kann nicht repräsentativ
sein; dazubedürfte es bisher nicht vorliegender empirischer Be-
trachtungen der gesamten Entscheidungspraxis in diesen beiden
Bereichen der NS-Bewältigung in Schleswig-Holstein. Die ge-
naue Betrachtungdieser beiden Verfahren aber liefert Hinweise
auf Charakteristika des Denkens in Teilen der juristischen Elite
im frühen Bundesland Schleswig-Holstein. Und diese Gruppe
handelte nicht allein. Ihre Gutachter und Zeugen werden im fol-
genden ebenfalls da, wo es geboten scheint,ausführlich zu Wort
kommen. Denn es lohnt sich, Stil, Diktion und Argumentation
der Beteiligten genau anzusehen.Die Texte insgesamt sagenei-
niges über Selbstwahrnehmungen und Verortungen im westli-
chen Nachkriegsdeutschland ein Jahrzehnt nach Ende der NS-
Herrschaft aus.

Fall1:Dr.Norbert L.5 Norbert L., im Jahr 1889 ineine bildungsbürgerliche Familie ge-
borenund seinLeben langledig,hatte nach demAbitur an einem
humanistischen Gymnasium Rechts- und Wirtschaftswissen-
schaften,etwasPhilosophie und Kunstgeschichtestudiert, wurde
1914 zumDr.jurpromoviert undlebte seit 1915 inMünchen, der
späteren Geburtsstadt der NS-Bewegung.6 Bald leitete er die

6 Alle Daten und Informationen,
wenn nicht anders vermerkt, aus LAS
Abt. 352KielNr. 9471.

3 Siehe zum Beispiel den am Ende
zumindest nach dem Ausführungsge-
setz des Artikel 131 Grundgesetz er-
folgreichen Kampf von Schleswig-
Holsteins NSDAP-Gauleiter Hinrieh
Lohse um seine öffentlich finanzierte
Altersversorgung in: Uwe Danker,
„Wir subventionieren die Mörder der
Demokratie". Das Tauziehen um die
Altersversorgung von Gauleiter und
Oberpräsident Hinrieh Lohse in den
Jahren 1951 bis 1958, in: Zeitschrift
für Schleswig-Holsteinische Geschich-
te (ZSHG), Band 120, Neumünster
1995,S. 173-199.
4 Siehe zur »Würdigkeit' Goschler
1992 (wie Anm. 2), S. 153-158; zum
Umfang der Leistungen Karl Heßdör-
fer, Die Entschädigungspraxis im
Spannungsfeld von Gesetz, Justiz und
NS-Opfem, in: Herbst-Goschler 1989
(wieAnm. 2),231-248, hier: 240f.
5 Es handelt sich bei diesem Fallbei-
spielum eine jener Akten,die zur Zeit
aus den Beständen des Landgerichts
Kiel an das Landesarchiv abgegeben
undarchivalisch erfaßt werden. Parallel
läuft ein auf zwei Jahre angelegtesAk-
tenerschließungs- und Gutachtenpro-
jekt zum Thema „Wiedergutmachung
vorGerichtin Schleswig-Holstein", das
vom Landesjustizministerium beim
Verfasser in Auftrag gegeben wurde
und vonEckhard Colmorgen durchge-
führt wird. Das Jahresgutachten 1996
miterstenstatistischen Ergebnissenund
Fallbeispielenwird Anfang 1997 in der
Reihe der IZRG-Hefte des Instituts für
schleswig-holsteinische Zeit- und Re-
gionalgeschichte erscheinen.
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Buchhaltung der Münchener Hansabank, der frühen Hausbank
der NSDAPmit einem Mitglied dieser Partei als Direktor. 1923
gründete L. die Tabakverwertungsfirma „Korona", die 1928 in
den Konkurs ging.L.wurdeGeneralvertreter für Süddeutschland
beim Verlag Deutscher Wille, Berlin,dessen gleichnamige Zeit-
schrift dem deutschnationalen,monarchistischen Spektrum zu-
zuordnen war und diese .wilhelminische Haltung' ausweislich
eines späteren Gutachtens des Münchener Instituts für Zeitge-
schichte auch bis indenH.Weltkrieg beibehielt.7 Eine Schwäge-
rin von L. war - im Sinne der rassistischen NS-Definition -
,Halbjüdin' und Mitbesitzerin eines großen Presse- und Drucke-
reiunternehmens,das nachder Machtübernahme der Nationalso-
zialisten enteignet und von der NSDAP übernommen wurde.
Nach der Gleichschaltungder Vereinigung Deutscher Wille übte
L. eine etwas unklare provisionsabhängige Tätigkeit als Reise-
vertreter der Zeitschrift aus; darunter waren einige Auslandsrei-
sen. VonBeginnan, das bestätigtenspäter einige Zeugen, mach-
te er nirgends einen Hehl daraus, daß er die neuen Machthaber
zutiefst ablehnte. Eine Schwester sowie Freunde versuchten ver-
geblich, ,mäßigend' auf ihn einzuwirken. Er gab seinen festen
Wohnsitz aufund reiste fast während der gesamten Herrschafts-
zeit der Nationalsozialisten. 1936 erkundigte sich die Gestapo
mehrfachbei der Schwester nach seinemAufenthalt, 1937 folgte
über den Verlag dieVorladung zurGestapo ins Polizeipräsidium
Berlin-Alexanderplatz. „Erst nach monatelangem Zögern", so
die Gerichtsformulierung 20 Jahre später, kam er der Vorladung
nach. Man hielt ihm immehrstündigen Verhör vor, der Gegen-
propaganda verdächtig zu sein, entließ ihn aber wieder. Auchin
den Folgejahren wurde L. mehrfach von Gestapodienststellen
verhört,jedochnicht inhaftiert. Als der Verlag „ausGründen des
Krieges" seine Tätigkeit einstellte -der Verleger mußte als Ehe-
mann einerJüdin 1942aufgeben-setzte der wirtschaftlichunab-
hängigeL.seine Reisetätigkeit jetzt ohneProfession einfachfort.
Eine Musterung für den Volkssturm 1944 inKärnten ergab trotz
der Untersuchung durch einen SA-Arzt, daß L. gesundheitlich
als untauglich für das finale Kriegsgeschehen erachtet wurde.
Kurz darauf aber nahm die Gestapo L. fest und entließ ihn erst
nach vier Tagen Polizeihaft mit fürderhin strengenMeldeaufla-
gen. Es folgten zwei Dienstverpflichtungen in Rüstungsbetrie-
ben im bayerischen Zwiesel, die jeweils mit nachweislich von
der Gestapo erwirkten fristlosen Entlassungen endeten. Im Fe-
bruar 1945 reiste ernoch einmal ins Sudetenland,angeblichum
sich mit weiteren individualistischen Systemgegnern zu treffen,
und wurde anschließend in Pragan einer Herzbeutelentzündung
behandelt.Wenige Tage nachKriegsende wies ihndie Gemeinde
Zwiesel in Bayern „als Zugereisten" aus, so daß sein Weg ihn
schließlich nach Schleswig-Holstein führte, als ,Heimatvertrie-
benen.InFöhrden-Barlbei Kellinghusen, seinemAufenthaltsort
seit 1945, wurde er nicht heimisch, empfand sich ohnehin als
„Ortsarmer" in einem ,j\azinest"; dort wäre der größte Bauer
des Dorfes 1938, von anderen Dorfbewohnern denunziert, ins
Gefängnis gekommen, under,L.selbst,fühlte sichbedroht.8 In-
zwischen 55jährigbewarb er sich inSchleswig-Holsteinbei eini-

7 LAS Abt. 352 KielNr. 9471, Gut-
achtenDr. Buchheim 1.6.1957.
8 LASAbt. 352 Kiel Nr. 9471, L.an
Oberversicherungsamt Schleswig12.3.
1952,S. 4.
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genBehörden um Anstellung, später, noch mit 60, auch darum,
inden konsularischen Dienst übernommen zu werden.

Arbeit fander nach1945indeskeine, war inzwischen verarmt,
lebte 1951 von einer Angestelltenrente inHöhevon 74,60DM
undArbeitslosenfürsorgezahlungen von 7,50DMmonatlich.9 In
dieser Lage stellte er einen Antrag, als Opfer des NS-Regimes
anerkannt zu werden.L.war keineswegseinklarerFall:Erhatte
keinem irgendwie organisierten Widerstandskreis angehört, war
auchnicht aus rassischen, weltanschaulichen,religiösenoder po-
litischen Gründen, wie später das Bundesentschädigungsgesetz
fordern würde, für einen langen Zeitraum ineinemKonzentrati-
onslageroder ineiner anderenHaftstätte gewesen.Manhatte ihn
nicht enteignet, auch, von den späten Kündigungen im letzten
Kriegsjahrabgesehen, imberuflichen Fortkommen nichterkenn-
bar geschädigt.Da gab es nur die regelmäßigen und fortdauern-
denErkundigungen wieVerhörederGestapo,diekurze Haft und
die vielen Bezeugungen, daß L. über die gesamte NS-Zeit hin-
weg zuden, wie man sie nannte,.Meckerernund Miesmachern'
gehörthatte. So waren es übrigens Kollegen inden Rüstungsbe-
trieben gewesen,.anständige' Mitglieder der Volksgemeinschaft
also, die ihn jeweils bei der Gestapo denunziert hatten, was zu
den fristlosen Entlassungen1944 -aber eben auch nicht zu mehr- geführt hatte. Ein Widerstandskämpfer zumindest im her-
kömmlichen Sinne war L. also nicht gewesen.Aber daß er un-
stet, querulierend und durchaus potentiell bedroht gelebt hatte
während dieser zwölfJahre,dasbestritt indemInstanzenwegder
Wiedergutmachung später niemand. Es ging in der Bewertung
um den Grad seiner Gegnerschaft,um die Qualität seiner Bedro-
hung und um die Frage, ob gesundheitliche Folgen eingetreten
wärenoder nicht.

L. selbst bewertete seine Rolle und deren Folgen so: Er habe
wegen der Nationalsozialisten schon 1933 seine „bürgerliche
Existenz"und denWohnsitz inMünchen aufgegeben, um sichals
Einzelkämpfer gegen den Nationalsozialismus zu betätigen. Er
habe deshalb wohnsitzlos gelebt, um dem einfachen Zugriff der
Gestapo zu entgehen. Durchdiese ständige Flucht vor den Hä-
schern habe er sich eine schwere Herzkrankheit, Kreislauf-
störungenund nervöseErschöpfungsleiden,schließlich die Be-
rufsunfähigkeit zugezogen.Daher stehe ihm Wiedergutmachung
zu: „Wäre ichnicht körperlich,geistig undseelisch gesund, klar
undrobust gewesen, hätte ich nicht ab 1933 mein bürgerliches
Dasein aufgegeben undmich einem täglich lebensgefährlichen,
illegalem Leben verschrieben im Kampfe gegen einRegime, das
in seinem ausgeklügelten, unerhörtenTerror zum Furchtbarsten
der Weltgeschichte gehörte,sondern wäre, wie die anderen Op-
portunisten, zuKreuze gekrochen,wobei ich... sehr gutgefahren
wäre."'0

InSchleswig-Holsteinbot sich L.folgender Instanzenwegfür
das Verfolgen seiner Wiedergutmachungsansprüche nach dem
Entschädigungsrecht: Die erste Rechtsgrundlage bildete das
schleswig-holsteinische „Gesetz über die Gewährung von Ren-
ten an die Opfer des Nationalsozialismus und deren Hinterblie-
bene" vom 4.März 1948." Innenminister Kaber (SPD) hatte in

'
Siehe LASAbt. 352 Kiel Nr. 9471

GutachtenEckardt vom 19.5.1951.
10 LAS Abt. 352 Kiel Nr. 9471, L.
30.8.1950 an Oberversicherungsamt
Schleswig.
1' Die folgenden Ausführungen basie-
ren auf einem nicht veröffentlichten
Teilentwurf der Dissertation von H.
Scharffenberg,siehe Anm. 22.
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der ersten Lesung des Gesetzes im Landtag ausgeführt, daß es
sich darum handele,„den wirklich betroffenen Opfern desNatio-
nalsozialismus wenigstens in diesem bescheidenenen Umfange
das zu gewähren, was sie brauchen, um trotz erheblicher Schä-
denamKörperheutenoch Lustund Willen zum Leben zubehal-
ten."'2 Tatsächlich schloß das Gesetz mit einer engen Verfol-
gungsdefinition ,unechte NS-Opfer' aus, verlangte einen Wohn-
sitz in Schleswig-Holstein undbeschränkte sich aufdie niedrige
Bemessung der ZahlungennachdemRecht der Arbeitsunfallren-
ten: Wer als politisch Verfolgter anerkannt und zu mindestens
20% in der Erwerbsfähigkeit eingeschränkt war, konnte bei ei-
nem definierten Jahreseinkommen von 4 200.- RM dender Er-
werbsminderung entsprechenden Prozentsatz als Ergänzungs-
rente beantragen, wobei alle anderenVersorgungsleistungenan-
gerechnet wurden. Unter der Voraussetzung, daß das Versor-
gungseinkommen also unter 3 360.- RM jährlich lag und 20%
Erwerbsminderung festgestellt wurden, betrug die erzielbare
„ODN-Rente" monatlich 70.- RM, auch nach der Währungsre-
form und der Anpassung wahrlich keine stattliche Summe! Die
Kreissonderhilfsausschüsse und in zweiter Instanz der Landes-
sonderhilfsausschuß hatten die grundsätzliche Bewertung eines
Rentenantrages mit der Anerkennungoder Verweigerungals Op-
fer desNationalsozialismus (ODN) vorzunehmen. MitHilfe me-
dizinischer Gutachter und Obergutachter war dann unterBeteili-
gung des Innenministeriums der Grad der Erwerbsminderung
festzustellen, damit schließlich der Rentenausschuß des Innen-
ministeriums bzw. des Oberversicherungsamtes den Rentenan-
trag bescheiden konnte. Bei Ablehnung als ODN gab es die
Möglichkeitender Klage beim Landesverwaltungsgericht,gege-
benenfalls der Berufung beim Oberverwaltungsgericht und
schließlich derRevision beim Bundesgerichtshof.13 Bezogen auf
die Festsetzungder Entschädigungsleistungenlautete der Instan-
zenweg Rentenausschuß, Sonderkammer Oberversicherungs-
amt, Oberverwaltungsgericht und- im Revisionsfall -Bundes-
verwaltungsgericht. Nach Inkrafttreten der bundeseinheitlichen
Regelungen des „Bundesergänzungsgesetzes" 1953 und des
„Bundesentschädigungsgesetzes" 1956 existierte die Möglich-
keiteines wiederholtenInstanzenwegesüber das Landesentschä-
digungsamt, die Entschädigungskammerdes Landgerichts Kiel,
des Oberlandesgerichts Schleswigund -bei einer erfolgreichen
Revision- desBundesgerichtshofs. Um denOpfern einenrecht-
lich einwandfreien Weg ohne finanzielle Belastung zu sichern,
waren die Verfahrensschritte in der Regel kostenfrei, oder es
wurdemit der Institutiondes Armenrechts operiert.14

Der Jurist L.beantragte 1949auf der Basis des Landesgeset-
zes eine ODN-Ergänzungsrente. Tatsächlich erkannte der für
Wiedergutmachung (noch) zuständige Sonderhilfsausschuß des
Kreises SegebergL.1950 ohne weiteres als Opfer desNational-
sozialismus an. Damit war zu prüfen, ob ihm, wie imJahr zuvor
beantragt, eine „OdN-Beschädigtenrente"zustehe oder nicht. L.
ging aufgrund der folgenden Ablehnungen den ganzen Instan-
zenweg. Dieses wiederholte sich nach Inkrafttreten der Bundes-
entschädigungsgesetzgebung:Juni 1950 lehnt der Landesrenten-

12 Schleswig-Holsteinischer Landtag
1.Wahlperiode 1947, Wortprotokollder
B.Sitzung des Schleswig-Holsteini-
schen Landtages 2.-8.2.1948,S. 37, zit.
bei Scharffenberg(siehe Anm. 11).
13 Instanzenwegnach Gutachten Dan-
ker/Colmorgen (siehe Anm. 5).
14 Siehe Heßdörfer 5.241 (wie Anm.
4).
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Ausschuß denAntrag auf Rentenzahlungenab, weil ein „ursäch-
licher Zusammenhang zwischen Verfolgungsmassnahmen und
Gesundheitsschäden verneint wird"'5,September 1952 verwirft
die Spruchkammer VI des Oberversicherungsamtes Schleswig
die Berufung als unbegründet, das OberverwaltungsgerichtLü-
neburg bewertet imMai 1953 eine weitere Berufung als aus-
sichtslos;imMärz 1955 weist das Landgericht eine Klage nach
demBundesergänzungsgesetz zurück, L.legt abermals Berufung
beim Oberlandesgericht in Schleswig ein, dessen Vierter Senat
schließlich im Juni 1957 endgültig dieKlage abweist undkeine
Revision zuläßt; nach dem Bundesgerichtshof verwirft schließ-
lichdasBundesverfassungsgericht am4Juli 1958dieRevisions-
möglichkeit-und damit endgültig denAnspruch L.s.16

Während dieses achtjährigen Antrags- und Klageweges wer-
den insgesamt acht ärztliche Gutachten eingeholt. Aufgrund ih-
rer Bedeutung für den Verfahrensausgangund als prägnanteBei-
spiele ärztlicher Subjektivität in derartigen Verfahren lohnt ein
genauerBlick aufdiesegutachterlichen Äußerungen. 17

VölligeÜbereinstimmung der Ärzte herrschte inHinsicht auf
die Diagnose:18 die Herzmuskelerkrankung, ein chronischer
Muskel-undGelenkrheumatismus sowieein „ruiniertesNerven-
system" bzw. eine „hochgradig gesteigerte nervöse Erreg-
barkeit" bestritt niemand. Weitgehend stimmten die Gutachter
auch darinüberein, daß der indiesen Jahren 61-bis 68jährige zu
70% erwerbsunfähig sei. Sie unterschieden sich inder Beurtei-
lungderFrage, wie hoch der Anteil verfolgungsbedingterLeiden
dabei anzusetzensei. EinMindestanteil von 20% hätte Renten-
zahlungen erwirkt.19

Den Anfang imReigen der Gutachter machte Dr.Kossack in
Bad Bramstedt. Er bescheinigte L. eine Berufsunfähigkeit von
mindestens 50%.Der zuständigeVertrauensarzt für die Opfer des
Nationalsozialismus inSegeberg,Dr. Zech, befand eine Erwerbs-
minderung von 70%, die ausschließlich auf die erlittene Verfol-
gung- Ängste, Bedrohungen, gehetzter Lebenswandel-zurück-
zuführen sei.Die zuständige ObergutachterinDr.Portofee inKiel
bestätigte den Befund, reduzierte den verfolgungsbedingten An-
teil jedochauf 20%; dasHerzleidensei „wahrscheinlichrheuma-
tisch" und daher nicht zu berücksichtigen. 20 -Der Landesrenten-
ausschuß setzte sichüber alle dreiGutachtenhinwegundbefand,
daß solche Verfolgungsmassnahmen ernster Natur, dieden Ge-
sundheitszustandbeeinträchtigen konnten, weder behauptetnoch
nachgewiesenworden" seien.21 Offenbar spielten indiesem Gre-
mium, dem immer auch Vertreter der Verfolgtenorganisationen
angehörten,allgemeine, den Charakter und die Rolle L.s betref-
fende Überlegungen die entscheidendeRolle.Wie so viele andere
erst bedeutend später anerkannte und keineswegs ,vergessene'
Opfer der NS-Herrschaft mußte wohl L.darunter leiden, daß er
als ein schwer einzuordnenderEinzelgänger und keinen Organi-
sationen zuzuordnender Mensch auch bei ehemaligen Wider-
standskämpfern auf erhebliche Vorbehalte stieß. In derartigen
Fällen teilten organisierte Opfervertreter in der Konsequenz oft
die ablehnende Position der ganz andersmotiviertenMitentschei-
der.-EinsonderbarerKonsens,der aber vielfachbestätigt wird.22

15 LAS Abt. 352 Kiel Nr. 9471, Ak-
tenvermerkRichter SchwarzkopfOVG
Lüneburg 5.5.1953.
16 LAS Abt. 352 Kiel Nr. 9471, Ab-
schrift des Urteils 3.9.1957.
17 Da die Gutachter undGerichtsper-
sonen als Wahrnehmer öffentlicher
Funktionen handelten sowie bezogen
auf ihre Aussagen wissenschaftlichen
und juristisch überprüfbaren Anspruch
erhoben und schließlich die Verfahren
grundsätzlich öffentlich stattfanden,
werden ihre Namen hier nicht anony-
misiert. ImFalle des OpfersL.aberist
der personenbezogene Datenschutz als
höherwertigzuerachten.
18 SieheLAS Abt. 352Kiel Nr. 9471,
Synopse von Richter Schwarzkopf
OVGLüneburg 5.5.1953." SieheLAS Abt. 352Kiel Nr. 9471,
Urteil der Spruchkammer des Oberver-
sicherungsamtes Schleswig vom 5.9.
1952.
20 Zit. in LASAbt.352 KielNr. 9471,
Schreiben des Landesministers des In-
nern an Oberversicherungsamt Schles-
wig30.11.1950.
21 Siehe ebenda.
22 Derzeit untersucht im Rahmen
eines Promotionsvorhabens Heiko
Scharffenberg an der Bildungswissen-
schaftlichen Hochschule Flensburg die
Praxis der Wiedergutmachung am re-
gionalen Beispiel Flensburgs. Dabei
betrachtet er unter anderem die Rolle
der organisierten ehemals politisch
Verfolgten.
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ImMai 1951 erstellte der Leiter derMedizinischen Abteilung
der städtischen Krankenanstalten Itzehoe, der Internist Dr.Eck-
ardt,ein weiteres medizinisches Gutachten.Er wich nach seinen
umfangreichen Untersuchungen der entscheidenden Frage aus:
„Wie weit sich Verfolgungsschäden abgrenzen lassen, ist durch
eine zusätzlichepsychiatrische Begutachtungfestzustellen." Je-
doch fügte er bezeichnende „Erläuterungen" des Krankheitsbil-
des an: ,JNach der Lebensgeschichtehatman den Eindruck,daß
es sichbeiDr.L.um einenMenschen handelt,derals Einzelgän-
gerschonfrüher seineeigenen Wegegegangen ist. SeineLebens-
führung istnur von seinen Idealenbestimmt, Kompromisse lehnt
er ab. Aus dieserEinstellung wirdauch seine Ablehnungzum (!)
Nationalsozialismusund sein Lebensweg indenJahren1933 bis
1945 verständlich. Auch (!) nach 1945 hater den Anschluß ver-
paßt und ist nach Beseitigung der politischen Hemmungen (!)
nicht wiederzu einer seiner Vorbildung entsprechendenLebens-
stellung gelangt."27 -Wenn auch in unbeholfener Sprache for-
muliert,da ist es ganz deutlich,das indiesem und in derartigen
Verfahren vorhandeneStereotyp:Man warf demAntragsteller ei-
nen persönlichenMangel an Anpassungsfähigkeit vor, er habe
zweimal „denAnschluß verpaßt", inder .nationalsozialistischen
Volksgemeinschaft'und sogarnach 1945!Nicht die Achtung vor
der Abweichung, sondern die Ablehnung des mutigen Verhal-
tens, das erst den Anspruch auf Wiedergutmachungrechtfertigen
konnte,dominiert hier.Gutachter wieEckardt -und die ihre Ar-
gumentation dankbar aufgreifenden Justizjuristen - halten L.
hier schlicht vor, versagt zuhaben,nicht so gehandelt zuhaben
wie sie selbst: angepaßt, mitmachend, den Anschluß und „ent-
sprechendeLebensstellung" findend.

Es folgte das fünfte, einpsychiatrisches Gutachten aus der Fe-
der des Neurologen und Psychiaters Dr.Gercke aus der Anstalt
Hamburg-Langenhorn.Er stellte kurz undbündig fest: ,JDer Un-
tersuchte ist ein 62jähriger Junggeselle, kontaktarm und vital-
schwach. Er hat sehr deutliche Minderwertigkeitsgefühle, die er
offensichtlich dadurch zu kompensieren trachtet, daß er sein ei-
genes Versagen nachaußen projiziert. ... So istdieRentefür ihn
eine notwendigeSelbstbestätigung."24 Und ganz nebenbei werte-
te der Arzt die Herrschaftswirklichkeit im Nationalsozialismus
wie folgt: ,Jneinem totalitären Staat wäreDr.L.als Vertreter ...
kaum schwerer faßbar gewesen als in einem Büro. Der Unter-
suchte willauchganz kurzfristig verhaftet gewesensein, woraus
sich ergibt,daß mankeinen Wert aufseineFeststellung(!) legte."
ImeigentlichmedizinischenTeildes Gutachtens überwiegt dann
die Konfusion: „Es handelt sich zwar um einen Dr. jur., aber
trotzdem (!) um einen primär bereits sehr labilen Menschen. ...
ein völlig ausgeglichenerMensch könntemit diesenSchwächen
fertig werden, ohne erwerbsunfähig zu werden. Dr. L. ist aber
völligerwerbsunfähig. Praktisch ist also die EM (Erwerbsmin-
derung, U.D.) ganz aufdie Neurose zurückzuführen. Sie ist also
im Ganzen Folge derNeurose. Diese Krankheit ist ihrerseits al-
lerdings teilspersönlichkeitsbedingt, teils Folge des Nationalso-
zialismus."-Nachdieser unbeholfenenBeweisführung notierte
der Gutachter, wie schwer es sei,die eigentlicheAussage zu tref-

23 LASAbt.352 Kiel Nr. 9471, Gut-
achten Eckardt vom 19.5.1951.
24 LAS Abt.352 KielNr. 9471, Gut-
achten Gercke vom29.9.1951.
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fen: „Wenndie Leiden der Verfolgung nur inder unbedeutenden
Haftbestanden haben undDr.L.nuraufGrundseiner oppositio-
nellen Einstellungund seiner entsprechenden Gespräche subjek-
tivunterdemEindruck derGefahr gestandenhat, so daß dieAuf-
gabe der damaligen gutenBürostellung mehr aufFurcht als auf
wirklicher Gefahr beruhte, dann dürfte die Hauptursache der
damaligenEntwurzelung... in der Person des Untersuchten lie-
gen. Auf die Verfolgung würden dann höchstens20% der EM
zurückzuführen sein." Wenn jedoch ,JDr. L. wirklich triftige
Gründe für ein heimatlosesLeben währendderZeit des Natio-
nalsozialismus belegen kann, dann allerdings müßte der Verfol-
gung eine größere Bedeutung zukommen". Dann „dürfte man
nicht kleinlich rechnen" und müsse 70% anerkennen, wozu der
Gutachter schließlich neige, nachdemL. ihm einige Zeugenaus-
sagen zur Verfügung gestellt habe.25 - Auch einem medizini-
schen Laien wird bei der Lektüre dieses Gutachtens der dünne
Boden der Überlegungen deutlich,die Subjektivität und teilwei-
se Beliebigkeit der Argumentation. Und im übrigen stützte der
Psychiater seine Schlußfolgerungen auf anderesals einemedizi-
nischeDiagnose.

Diese Widersprüchlichkeit nutzte das beklagte Landesinnen-
ministerium,um einen weiteren Gutachter ins Spiel zu bringen.
Und zwar mit klarem Auftrag: ,JDie völlige Erwerbsunfähigkeit
des Klägers ist auf die Neurose zurückzuführen, die nach der
herrschenden Auffassung der ärztlichen (!) Wissenschaft weder
durch die illegale Lebensweise ausgelöstnoch richtunggebend
verschlimmert sein kann." Beantragt und vom Vorsitzenden der
VI. Spruchkammer in Schleswig „prozeßleitend verfügt" wurde
Ende 1951 eine „erneuteBegutachtungdurchProf. (!)Dr.Sawa-
de, Flensburg".26 - War es nur ein Schreibfehler des Dr. Hart-
mann im Innenministerium,oder handelte es sichum eine freud-
sche Fehlleistung, daß dem angeblichenFlensburger Nervenarzt
undgefragten SozialgerichtsgutachterDr.Sawade alias Prof. Dr.
Werner Heyde ein Professorentitel verliehen wurde? Jener ehe-
malige Obergutachter des NS-Euthanasie-Programms Werner
Heyde,derals Zeuge imNürnberger Ärzteprozeß 1947 geflohen
war, hatte sich nach Schleswig-Holstein gewandtund lebte seit
1949 in Flensburg-Mürwik als Nervenarzt und neurologisch-
psychiatrischer Gutachter unter dem falschen Namen Dr. Fritz
Sawade. Er brachte es in den 1950er Jahren auf ca. 7 000 Gut-
achten. 1960 sollte sich nach seiner skurril begonnenenEnttar-
nungherausstellen,daß in Schleswig-Holsteinmindestens 46 Ju-
ristenundMedizinprofessoren, mutmaßlich auch Regierungsbe-
amte, von seiner Doppelidentität lange wußten, auchdavon, daß
er mit internationalemHaftbefehl gesucht wurde.27

Werner Heyde alias Fritz Sawade zumindest enttäuschte inun-
serem Falldie in ihn gesetztenHoffnungen nicht.Am30.Januar
1952 erstatteteer „nachLagederAkten"2*, also lediglich auf Ba-
sis der vorliegenden fünf medizinischen Äußerungen, sein Gut-
achten. Die Aussagen des Psychiaters beispielsweise faßt Sawa-
de wie folgt zusammen: „Es wird eindeutig eine von jeher so-
wohl im vitalen wie charakterologischen Bereich abartige Per-
sönlichkeit geschildert, die es aus rein in ihr selbst liegenden

25 Alle Zitate in ebenda.
26 LASAbt.352KielNr. 9471,Innen-
ministerium an Oberversicherungsamt
22.10.1951.
27 Siehe Klaus-Detlev Godau-Schütt-
ke, Die Heyde/Sawade-Affäre.Wie Ju-
risten und Mediziner in Schleswig-
Holstein den NS-Euthanasiearzt Wer-
ner Heyde deckten und straflos
blieben, in: Schleswig-Holsteinische
Anzeigen, Justizministerialblatt für
Schleswig-Holstein, Jg. 241, KielVIII
und IX 1994, S. 193-199, 217-223;
Klaus-Detlev Godau-Schüttke, Ich ha-
be nur dem Recht gedient. Die .Rena-
zifizierung' der Schleswig-Holsteini-
schen Justiz nach 1945, Baden-Baden
1993, S. 86-91; Bernd Kasten, ,Das
Ansehen des Landes Schleswig-Hol-
stein. Die Regierung von Hassel im
Umgang mit Problemen der national-
sozialistischen Vergangenheit 1954-
-1961, in: ZSHG, Bd. 118,Neumünster
1993, S. 267-284; Klaus Bastlein,
Schleswig-Holstein:Eindeutsch-natio-
nales Naturschutzgebiet für NS-Ver-
brecher? Zur politischen Natur im
nördlichsten Bundesland nach 1945,
in: Urs J. Diederichs,Hans-Hermann
Wiebe (Hg.),Schleswig-Holstein unter
dem Hakenkreuz,BadSegeberg/Ham-
burg (1985), S. 209-264; als Quellen:
Schleswig-Holsteinischer Landtag 4.
Wahlperiode 1958, Stenographischer
Bericht über die 26.Tagung 27.6.1961,
S. 2145-2170; sowie Drucksache Nr.
444 der4. Wahlperiode.
28 Auch die folgenden Zitate ausLAS
Abt. 352KielNr.9471,Gutachten Sa-
wade vom30.1.1952.
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Gründen nötighat, ... die Zuerkennung einer Rente seitens der
Behördezu erreichen..." Es werde übrigens in allen Gutachten
„keineswegsausreichend begründet, inwiefernHerr Dr.L.völlig
erwerbsunfähig sein soll". An „objektiven Verfolgungsmaßnah-
men"hättenlediglich „einige kurzdauernde Verhaftungen, einige
Vernehmungen, zweiEntlassungen auspolitischen Gründen und
anscheinend Überwachungsmaßnahmen vorgelegen". Rheto-
risch geschickt fährtGutachter Sawade fort: ,JDieseMaßnahmen
sollen als solche in ihrer Häßlichkeit und Böswilligkeit sicher
nicht verkleinert werden. Es istaber auszuschließen, daß siean
sich geeignet wären, eine langdauernde Gesundheitsschädigung
hervorzurufen." Fazit des Nervenarztes: Die „Persönlichkeits-
struktur des Herrn Dr. L." allein sei verantwortlich für seinen
jetzigensubjektivenSeelenzustand".

Im Gegensatz zu allen Nachbarländernerkannte die überwie-
gende Mehrzahl der gutachtenden Mediziner in Deutschland
Verfolgungskrankheiten wie das ,Überlebenden-Syndrom' und
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verfolgungsbedingte Neurosen und physische Sekundärleiden,
die durch anhaltende Verfolgungsmaßnahmen und totale Recht-
wie Hilflosigkeit ausgelöstworden waren, erst zwei Jahrzehnte
nach dem Ende des 11. Weltkrieges zögerlichan.29 Es kann also
angenommen werden,daß viele deutsche Fachkollegen zum sel-
benErgebnis gekommen wären wieHeyde/Sawade.Die inhaltli-
che Entscheidung des Gutachters sei hier deshalb nicht disku-
tiert. Selbst wenn man unterstellte,sie sei richtig,bleibt auffällig,
daß dieForm der Aussage unüblich ist, auch die Diktion, wenn
gnadenlos eine „abartigePersönlichkeit"erkannt und abgelehnt
wird. ImVergleich zuallen vorherigenGutachtern fällt trotz ele-
ganter Formulierungen die Härte undUnbeirrtheit Sawades auf.
Genau dieses aber gefiel den kleinlichen Behörden offenbar,
anschließend auchden Richtern. Denn alle folgenden Entschei-
dungen bezogen sich ausdrücklich und nur noch auf Sawades
Gutachten.

L.selbst wehrte sich erbittert und tief verletzt gegen Sawades
Einlassungen. Ermachte offenbareinen inWiedergutmachungs-
fällen oft beobachteten Prozeß der Retraumatisierung durch,30

weil ihm, in seiner Wahrnehmung, nicht einmal die Ärzte Ver-
ständnis entgegenbrachten: „Solche Aktendeckeldiagnosen wer-
den allenthalben... abgelehntundfür unmöglichgehalten. ...Als
abartige Persönlichkeit ... Wenn Ihr alle Anderen nur solche
.Persönlichkeitsstruktur' gehabt hättet!"7' Man habe ihn, L.,
recht beraten, „als manDr. Sawade ablehnte. Langenhornist ei-
ne weltbekannte Anstalt.Dr.Sawade kannte niemand."- Sawade
existierte ja tatsächlich auch erst seit kurzem, als gutachtender
Mediziner seit zwei Jahren. Gleichwohl war es diesem eloquen-
ten Anpasser gelungen, sehr schnell einen einschlägigen Ruf zu
erlangen, den der Befangenheit gegenüber den Opfern und der
Gefälligkeit gegenüber ablehnungswilligen Behörden und Ge-
richten inVersorgungsfällen.L.s Anwalt schrieb im Herbst 1952
dem Lüneburger Oberverwaltungsgericht, daß Dr. Sawade als
neutraler Gutachter in OdN-Verfahren vom Bundder Verfolgten
des Naziregimes (BVN), von benannten Kreissonderhilfsaus-
schüssen, einem einschlägig engagierten Bundestagsabgeordne-

2' SiehePross, 131-184 (wie Anm. 2);
William G.Niederland,Die verkannten
Opfer. Späte Entschädigung für seeli-
sche Schäden, in: Herbst, Goschler, S.
351-360 (wie Anm. 2).
» SiehePross, S. 185-190 (wie Anm.
2).
31 LAS Abt. 352 Kiel Nr. 9471, L. an
Oberversicherungsamt 12.3.1952, S. 1
und6.
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ten und vom Kieler Universitätsprofessor Creutzfeldt - der sie-
ben Jahre später inder Heyde-Sawade-Affäreeine Rolle spielen
sollte und selbst keine durchgängig feine Rolle in der NS-Zeit
gespielthatte32 -abgelehnt werde.Sie alle hätten L.dringendab-
geraten, sich vonSawade untersuchen zu lassen.

Das Oberversicherungsamt Schleswig hatte sich jedoch abge-
sichert; durch ein weiteres Gutachten, wie es hieß. Mithin sie-
benter Experte indiesem Verfahren war Prof. Dr. Glatzel, auch
ein Herr, der später eine peinliche Nebenrolle in der Heyde-Sa-
wade-Affäre einnehmen sollteund seit 1950ein Vertrauter Hey-
des war.33 Das „Gutachten"dieses Gerichtsarztes am Oberversi-
cherungsamtbestand aus einem einzigen handschriftlichen Satz
auf der Schlußseite des Sawade-Textes: ,JDen überzeugenden
Ausführungen des Gutachters wird beigetreten." Und noch ein
weiterer Gerichtsarzt, Oberarzt Dr. Appel, fand in der Sitzung
der Spruchkammerbeim Oberversicherungsamt einekurzeklare
Formel: ,J)a keine wirkliche Verfolgung stattgefunden hat, liegt
dieHauptursache des jetzigenseelischen Zustandesallein inder
Struktur des Kranken. Keine Erwerbsminderung durch Verfol-
gung"74

Sich auf diese eindeutigen Aussagen der letzten ,Gutachter'
Sawade, Glatzel und Appel beziehend, wies die Spruchkammer
am 5. September 1952 die Berufung L.s zurück. Vorsitzender
war Regierungsrat z. Wv. Hüffner, also, wie das Ergänzungskür-
zel verrät,ausgerechnetein „131er",das heißt ein zur Wiederver-
wendunganstehender,mit gewisser Wahrscheinlichkeit belaste-
terehemaliger NS-Beamter.35 Als Beisitzer agierten wie in allen
Verfahren ein Vertreter der beklagten Landesregierung und ein
Opfer des Nationalsozialismus,fiktiv als Vertreter der Kläger.

Das Oberverwaltungsgericht Lüneburg urteilte am 12. Mai
1953: „Tatsächlich hat den Kläger zwar das System ruiniert,
aber nicht etwa durch besonders gegen ihn gerichtete Verfol-
gungsmaßnahmen." Korrekt,mit intensiver Würdigung allerUn-
terlagen,aber kleinlich schloß sich auchdieses Gericht vor allem
Sawades wohlfeilen Ausführungen an. Dabei hatte der das Ver-
fahren vorbereitende Berichterstatter Schwarzkopf selbst in sei-
ner Vorlage den breiten Handlungsspielraum des Gerichtesnie-
dergelegt: ,J3ei einigem Wohlwollen wäre es möglich, eine auf
Verfolgung beruhende Erwerbsminderung ... anzunehmen", er
sei „jedoch der Auffassung", daß man das nach dem Gutachten
Sawades nicht vertreten könne.36 Zuvor hatte er notiert: L. sei
während der NS-ZeitdurchDeutschland undeuropäischeNach-
barstaaten gereist, dabei -man achte auf die negative Konnotati-
on-,jede Gelegenheit wahrnehmend,seine gegnerischeEinstel-
lung gegen das Naziregime zum Ausdruck zu bringen, ohne je-
doch (was dieses Verhalten in Schwarzkopfs Augen wohl ent-
schuldigt hätte, U.D.) ernsthafte Verbindungzu Widerstandskrei-
sen aufzunehmen.Er betätigte sich also als Einzelgänger."71

Derartig vorurteilsbeladene, also sehr subjektive Bilder über
den Kläger L.herrschten in allen Instanzen bei den handelnden
Richtern vor. So urteilte die Spruchkammer des Oberversiche-
rungsamtes, daß L. zwar unstreitig mehrfach verhört,einmal in-
haftiert und schließlich zweimal entlassen worden sei, aber:

32 Siehe Godau-Schüttke 1994, Anm.
96,S. 219 (wie Anm. 27).
33 Siehe Godau-Schüttke 1994, 5.195
(wie Anm. 27).
34 LAS Abt. 352 Kiel Nr. 9471, Sy-
nopse desRichters am OVG-Lüneburg
Schwarzkopfam 5.5.1953.
33 Das 131er Gesetz regelte die Wie-
dereinstellungs- bzw. Versorgungsan-
sprüche für all jene ehemaligenBeam-
ten, die entweder durch Entlassungs-
maßnahmen imRahmen der Entnazifi-
zierung oder durch Vertreibung und
Flucht (oder beides) ihreAnstellung im
öffentlichen Dienst verloren hatten.
Das Kürzel steht für „zur Wiederver-
wendung". Siehe Frei, 5.69-100 (wie
Anm. 1).
3 » LAS Abt. 352 Kiel Nr. 9471,
SchwarzkopfOVGLüneburg 5.5.1953,
S. 8.
37 Ebenda,S.2.
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,JDies kann jedoch zusammen mit dem in den Jahren zuvor ge-
führten unruhigenLeben nichtdazu geführt haben,aus dem Klä-
ger einen gebrochenen arbeitsunfähigen Mann zu machen."7*
Das Oberverwaltungsgerichtmeinte im Jahr darauf: Das „unru-
hige Wanderleben" L.s sei ihm „keineswegs durch Verfolgungs-
maßnahmen aufgezwungen worden", sondern er sei „hierbeile-
diglich einem inneren Trieb gefolgt, der aus seiner erbitterten
Gegnerschaft zum Nationalsozialismus hervorgerufen wurde".79

Das 1955 nach dem Bundesergänzungsgesetz mit dem Fall be-
faßte Landgericht Kiel stellte in seinem Urteil zunächst lapidar
fest: „Der allgemeine Druck, der aufvielen Deutschen während
dernationalsozialistischen Zeit gelastethat, reicht nichtaus,um
Entschädigungsansprüche zubegründen." 40 Prüfe man nun „den
politischen Lebenslauf des Klägers an Hand seiner eigenen
Schilderung",so sei festzustellen,daß „ZahlundMaß konkreter
gegen ihn gerichteter Verfolgungsmassnahmen gering sind."
Außerdem, so die Kieler Juristen: „Dass der Kläger seine Frei-
heit behaltenhat, istein deutliches Zeichendafür, dass seine bür-
gerlicheExistenz nicht bedroht war."-Nach derart überzeugen-
der Argumentation kommt die Kammer zur Erkenntnis,sie kön-
ne die „Möglichkeitnichtausschliessen",daß „dasunsteteLeben
des Klägers seit 1933 seinen wahren Grund inder Struktur sei-
nerPersönlichkeit,nichtaber in irgendwelchengegen ihnergrif-
fenen oder ihm drohenden nationalsozialistischen Gewaltmaß-
nahmenhat."-Argumentiert wird so, als müsse das Gericht wie
bei einer Verurteilung wegen Mordes jeden Zweifel aus-
schließen. Verfolgungsmaßnahmen als „Ursache seiner Krank-
heiten" hätte man jedenfallsnicht ermitteln" können:,J\lachal-
ledem wardaher die Klage abzuweisen."

L. und sein Rechtsbeistand machten einen weiteren Anlauf,
gingen in die Berufung vor das Schleswig-Holsteinische Ober-
landesgericht.Spürbar verbittert argumentierte derAnwalt insei-
ner Begründung, das Landgerichthabe „den Fall nicht aus der
richtigen Grundeinstellung heraus betrachtet",neue Bescheini-
gungen des Klägers L. „nichtmit einem einzigen Wort erwähnt,
geschweigedenn gewürdigt". 4'Selbst das Landgerichthabepoli-
tische Verfolgungen des Klägers „ingewissem Umfange aner-
kannt", doch den Richtern, so der Anwalt sarkastisch weiter,
„hätte auffallen müssen, dass man im dritten Reich nicht die
überzeugten Nationalsozialisten, sondern deren Gegnerbearg-
wöhnte".42 Zur Urteilsformulierung des Landgerichts, L. sei
nicht „tragendes Mitglied" einer Widerstandsgruppe und auch
vonden Nationalsozialistennicht als eine „gefährliche politische
Kraft" angesehen worden,notierte der aufgebrachte Anwalt,daß
damit die Verhältnisse während der NS-Herrschaft „gründlich
verkannt" würden: „Die Gestapo schritt bekanntlich nicht nur
gegen .tragendeMitglieder' von Widerstandsorganisationen ein,
sondernallzu oft auchgegenden einfachenMann aus dem Volk,
wenn er ein offenes Wort derKritik äusserte."47 Nocheinmal ap-
pellierte der Rechtsbeistand an das Oberlandesgericht in Schles-
wig,bei derBewertungdie „seelischenAuswirkungen, wieBeun-
ruhigungen, Furcht, Sorge undAngstnicht ausser Acht" zu las-
sen.44

38 LASAbt. 352 KielNr. 9471, Urteil
des Oberversicherungsamtes Schles-
wigam 5.9.1952,S. 4." LASAbt. 352Kiel Nr. 9471, Urteil
des OVG-LUneburg 12.5.1953,5.9.
40 Auch die folgenden Zitate LAS
Abt. 352 Kiel Nr. 9471, Urteil des
Landgerichts Kiel 23.3.1955.
41 LASAbt. 352Kiel Nr. 9471, Beru-
fungsbegründung RA Petersen an
Oberlandesgericht 16.8.1955, S. lf.
42 Ebenda, S. 4.
43 Ebenda, 5.7.
44 Ebenda, S.B.
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L.blieb beiallen Bemühungen seiner Unterstützer ein schwie-
riger, angreifbarer Fall. Er selbst nämlich hatte in einer seiner
vielen Einlassungen berichtet, am Marsch auf die Münchener
Feldherrenhalle am 9.November 1923, am gescheiterten und
bierseligen Hitler-Ludendorff-Putsch also, spontan teilgenom-
men zu haben: ,Jch bin dort aus patriotischen Gründen mitge-
gangen."45 InderUrteilsbegründung der Entschädigungskammer
beim Landgericht las sich das später so: „Denn der Kläger hat
nacheigenem Geständnisan demMarschaufdieFeldherrenhal-
le teilgenommen unddadurch ein ausdrückliches Bekenntnis zu
den Grundprinzipien des Nationalsozialismus abgelegt."46 Nun
lag dieser Fall jedoch weit zurück im Jahr 1923, undder Kläger
war zufällig hinzugeraten, als „ein geschlossener Zug von Män-
nern sich näherte,dem eine Fahne vorangetragen wurde"undan
dessenSpitzeL.auchden vonihm verehrtenGeneralLudendorff
erkannte.Wie Anwalt Petersen inderBerufungsbegründung for-
mulierte,will L. damals überhaupt nicht bemerkt haben, daß es
sichum eine Demonstration der noch jungenund selbst in Mün-
chenunbedeutendenNSDAPhandelte.L.habe sich lediglich „zw
dem Volk, das sich vor dem Zug bewegte", für eine kurze Zeit
hinzugesellt: ,JDas waralles."41

Das abschließende Urteil des Oberlandesgerichts blieb bei der
abwehrenden Interpretation und der die Person ablehnenden
Diktion der Vörinstanzen.Es könne zwar „zu Gunsten des Klä-
gersunterstellt werden, daß er in seinem Innern ein Gegner der
nationalsozialistischen Herrschaft" gewesen sei, aber es habe
sichnicht feststellen lassen, daß er „aus diesen Gründen" durch
staatliche Stellen oder Parteiinstanzen „in nennenswertemUm-
fang" verfolgt wurde.48 Ausdrücklich sei „demGutachten desDr.
Sawade dahin zufolgen, daß es an der Persönlichkeitsstruktur
des Klägers undnicht an den gegenihn ergriffenenMaßnahmen
liegt, wenn diese für den jetzigensubjektiven Seelenzustand des
Klägers noch eine solche Rolle spielen".49 Und die unterzeich-
nenden Richter Senatspräsident Dr.Reese, Oberlandesgerichts-
ratMeynenund Amtsgerichtsrat Paetz mochten in ihrer Begrün-
dungnicht darauf verzichten,dem Kläger L. vorzuhalten,daß er
„auch unter den Umständen des sog. totalen Krieges keine Ar-
beit" annahm, sich also dem ,Dienst an Führer und Volk' entzo-
genhatte.

Damit war der Fall erledigt, L. scheiterte, wie bereits ver-
merkt, 1958 auch mit seinenRevisionsanstrengungen.

L. stand nach dieser Interpretation des Entschädigungsrechts
keineWiedergutmachung zu.Inder Tat waren die von ihmerfah-
renen Verfolgungen im Vergleich zu jenen, die oft jahrelang in
Konzentrationslagernoder Zuchthäusern gelitten hatten,gering-
fügig. Unterschiede zu machen, ist auch hier angemessen. Aber
hätte man dem anerkannten Opfer des Nationalsozialismus und
dem langjährigen .Miesmacher' nicht doch eine kleine (und um
mehr ging es überhaupt nicht) Zusatzzahlungzu seiner geringen
Rente gewähren sollen - dafür, daß er, im Gegensatz zur über-
großen Mehrheit der deutschen Bevölkerung früher und deutli-
cher sah und daraus auch keinen Hehl machte, mit mutmaßli-
chen,zumindest nicht ausschließbaren Folgen für seine körperli-

45 LASAbt. 352 Kiel Nr. 9471, Mit-
schrift der öffentlichen Sitzung der
Entschädigungskammer des Landge-
richts Kiel in Itzehoe 18.3.1955, S. 2.
46 LASAbt.352Kiel Nr. 9471,Urteil
des Landgerichts Kiel 23.3.1955,S.S.
47 LASAbt. 352KielNr. 9471, Beru-
fungsbegründung RA Petersen an
Oberlandesgericht 16.8.1955, 5.5.
48 LASAbt.352 KielNr. 9471,Urteil
des Oberlandesgerichtes in Schleswig
19.6.1957, S.9f." Ebenda, S. 14.
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ehe und seelischeGesundheit? DieEntschädigungsbehördenund
Gerichte hätten in diesem Fall ohne Anstrengung oder Rechts-
beugungso handeln können.Sie verfügten über die notwendigen
ärztlichen Gutachten. Und sie besaßen erklärtermaßen einen er-
heblichen Ermessensspielraum. Sie wollten ihnnicht nutzen.

Großzügigkeit so einem gegenüber? Die beteiligten Richter
saßen schließlich auch in eigener Sache vor Gericht:Sie wollten
nichtbelohnen,daß einer 1933 undnocheinmal 1945 dengesell-
schaftlichen Anschluß verpaßte, sich aus der deutschenVolksge-
meinschaft ausschloß. L. war einpromovierter Jurist,er hätte al-
so einerder ihrenwerdenkönnen.Underhätte doch so klughan-
deln sollen und müssen wie sie selbst,sich anpassen an die je-
weiligen Gegebenheiten, um seine entsprechende Lebensstel-
lung', wie ja unverblümt formuliert wurde, einzunehmen. Wer
diesen Versager belohnte,strafte seinen eigenen Anpassungser-
folg. Das konnte von deutschen Richtern der 1950er Jahre wohl
niemand erwarten.

L. tat es, unddabei irrte er.EinebittereErkenntnis für denal-
tenMann:„Ichbin leider ineinLandverschlagen worden,das in
Legislative und Exekutive unsere Fragen rigoros behandelt -
Hamburg ist loyal, Württemberg-Baden großzügig undverständ-
nisvoll."50-Noch während des Instanzenweges verließ L.end-
gültig Schleswig-Holstein.

50 LASAbt. 352KielNr. 9471, L. an
Oberversicherungsamt Schleswig 12.3.
1952,S. 7.
51 DerSpiegelNr. 6/9.2.1950.
52 Siehe Johannes Tuchel, Reinold
Schattenfroh, Zentrale des Terrors.
Prinz-Albrechtsraße 8: Hauptquartier
der Gestapo,Berlin 1987.
33 Zur PersonHeydrich gibtes zahllo-
se Hinweise in den zentralenPublika-
tionen zur NS-Zeit. An biographischer
Literatur hier bedeutsam: Günther De-
schner, Reinhard Heydrich - Statthal-
ter der totalen Macht, München 1978;
Ders., ReinhardHeydrich-Technokrat
der Sicherheit, in: Ronald M. Smelser,
Rainer Zitelmann (Hg.), Die braune
Elite. 22biographische Skizzen,Darm-
stadt 1989, S. 98-114; Shlomo Aron-
son, ReinhardHeydrich und die Früh-
geschichte vonGestapound SD, Stutt-
gart 1971.

Fall 2:
Witwe Lina Heydrich

Im Sommer 1930 hatte sie ihn kennengelernt, den damals
26jährigen Marineleutnant Reinhard Heydrich, als er, selbst im
Paddelboot sitzend, die gekenterteLina vonOsten,rettete.Eine
,Geschichte' hatte damit ihren Anfang gefunden, obwohl Hey-
drich einer Studentin derkolonialen Frauenschule inRendsburg
verbunden galt. Die Folgen dieser persönlichen Verwicklung:
Heydrich hatte von der Reichsmarine den abschied wegen Un-
würdigkeit" erhalten und Lina von Osten geheiratet.51 Im Jahr
darauf,mit 27 Jahren, war Heydrich vonHeinrich Himmler zum
Chef des (NSDAP-eigenen) Sicherheitsdienstes des Reichs-
führers SS (SD) ernannt worden, 1933 als Chef der Politischen
Polizei nach Bayern gefolgt, mit 32 Jahren hatte er die deutsche
Sicherheitspolizei, nämlich die Gestapo unddie deutscheKripo,
befehligt und schließlich war er seit Kriegsbeginn Chef des
Reichssicherheitshauptamtes in Berlin gewesen, der Terrorzen-
trale des NS-Deutschlands in der Berliner Prinz-Albrecht-
Straße. 52 Der Name Heydrich stand bald und steht bis heute für
die Personifizierung des NS-Staates: Ohne seine Schlüsselrolle
ist die ,Endlösungder Judenfrage' nicht zu beschreiben,er gilt
als derPrototyp des kalten,nüchternen, absolut skrupellosenund
technokratischen Schreibtischmörders der NS-Zeit.53 1941 war
Heydrich zusätzlich als Statthalter Hitlers ins ,Jieichsprotektorat
Böhmen und Mähren" nach Prag entsandt worden; hier hatten
aus dem Exil eingeflogene „Partisanen", insbesondere der
Tscheche Jan Kubis und der Slowake Jozef Gabcik,am 27.Mai
1942ein Attentatauf den 38jährigenHeydrich verübt, an dessen
Folgener am 4. Juni 1942 gestorben war.54 Die deutschenBesat-
zer hatten aufden Todmit über 1000 Hinrichtungen undder als
Symbol in die Geschichte eingegangenenVernichtung der Ort-

54 Siehe u.a. Callum MacDonald,
Heydrich - Anatomie eines Attentats,
München 1990;Gustav vonSchmoller,
Heydrich im Protektorat Böhmen und
Mähren,in: VfZ 27 (1979),S. 626-645.

Abbildung rechts oben:
Heydrich, der Schreibtischtäter.
Abbildung rechts unten:
Heydrichmit Gattin am Abendvordem
Anschlag.
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schaft Lidice westlich von Prag reagiert. Auch wenn die Rolle
Heydrichs in den Nürnberger Prozessen von den Angeklagten
hin und wieder überhöht wurde,um Schuld an den Verstorbenen
umzuleiten55,bleibt bestehen, daß Heydrich nun wahrlich einer
der größten und wichtigstenNS-Verbrecher gewesen ist.

Heydrich hatte neben der Witwe zwei Kinder hinterlassen,
Heider (1934) und Silke (1939), das dritte Kind Marte war erst
sechs Wochen nach dem TodHeydrichs zur Welt gekommenund
ein viertes vor seiner Tötungbei einem Verkehrsunfall tödlich
verunglückt. Im NS-Staat waren Lina Heydrich, die sich schließ-
lichinihr Haus in Burg auf Fehmarn zurückgezogen hatte,56 ne-
ben einigen Ehrungen und der Zuwendung des Schlosses Jung-
fern-Breschan, einschließlich der ,Dienstboten' und umfängli-
chen und wirtschaftlich nutzbaren Ländereien, die Witwen- und
Waisenbezüge eines ,Polizeigenerals', 1942 sehr stattliche
1 900.- Mark netto monatlich, zugestanden worden.57 Das hatte
bis 1945 gereicht. Nach der Kapitulation -mutmaßlich keines-
wegs sofort - war damit irgendwann Schluß gewesen, und die
Witwe des einst so mächtigen und erfolgreichen Polizeichefs
hatte sichbald gezwungengesehen, sich zumindest teilweise um
den eigenen Lebensunterhalt zu bemühen. Sie spielte, wie sie
später schrieb,„aufden Tastendes Schwarzmarktes" undhat sich
bis zur Währungsreform „einigermaßen durchgemogelt". Da-
nach sei es für sie schwieriger geworden, sie hätte angeblich nur
160.-DMzur Verfügung gehabt.58

War es Unverfrorenheit,Mut, ein einfacher Versuch oder die
weitsichtigeEinsicht in denerstaunlichschnellenLaufder Dinge
in der Bundesrepublik: 1950 schien ihr zumindest,daß ihres Lei-
dens genugsei. Siebeantragte im September bei der Außenstelle
Lübeck des LandesversorgungsamtesSchleswig-Holsteinschlicht
die Gewährung von Witwen- und Waisenbezügen nachdem fri-
schen Bundesversorgungsgesetz,weil, so führte sie aus, ihr Ehe-
mann „einer unmittelbaren Kriegseinwirkung ... zum Opfer ge-
fallen" sei.59

Zunächst wehrte das Landesversorgungsamt 1952 formlos ab:
Heydrich sei gar kein Soldat, sondern Reichsbeamter gewesen,
falle folglich gar nicht unter dasBundesversorgungsgesetz.60 Das
Versorgungsamt Lübeck beschied im selben Jahr mit einer klu-
gen und überzeugenden Begründung, daß Heydrichs Tod in kei-
nem unmittelbaren Zusammenhang mit Kriegseinwirkungenge-
standen habe. Ähnlichlautend lehnte der Beschwerdeausschuß
des Landesversorgungsamteskurz darauf Pensionszahlungenab.
Dagegen legte Lina HeydrichBerufung beim zuständigen Ober-
versicherungsamt in Schleswig ein -und erhielt hier Recht. Es
handelte sich übrigens dabei um dieselbe Institution, die fast
zeitgleich den Anspruch den OdN-Antragstellers L. ablehnte.
Das Urteil der VIII. Spruchkammer vom 9./28.Februar 1952
führte aus,daß Heydrich „von tschechischen Staatsangehörigen,
die inEnglandfür den Partisanenkampfausgebildet wurden, von
englischenFlugzeugen in ihre Heimatbefördertunddort vermit-
tels Fallschirmen abgesetzt" worden seien, getötet wurde. Auf-
grund der Vorbereitungen in England sei das Attentat „als
Kampfhandlung im Sinne des (!) § 1 Abs. 2a, § 5 Abs. La des

55 Siehe Deschner, 1989. S. 99 (wie
Anm. 53).
3,1 Siehe Johannes Tuchel, Reinhard
Heydrich und die .Stiftung Nordhav'.
Die Aktivitäten der SS-Führung auf
Fehmam. in: ZSHG. Bd. 117, Neu-
münster 1992, S. 199-225; Schleswig-
Holsteinischer Landtag, 2. Wahlperi-
ode 1950, Wortprotokoll über die 14.
Tagung, 9.10.1951.
s 7 Siehe die Auflistung von Werner
Maser im Anhang der autobiographi-
schen Schrift Lina Heydrichs, Leben
mit einem Kriegsverbrecher, Pfaffen-
hofen 1976. S. 196ff; Maser verweist
plastischdarauf, daß in dieser Zeit ein
Einzelzimmer im FrankfurterNobelho-
tel „Vier Jahreszeiten" lediglich knapp
3.- Mark kostete, eine Luxuskarosse
der Marke Mercedes 3 700.- Mark.
58 Heydrich, S. 151 (wie Anm.57)."

LASAbt. 794 SchleswigNr. 2, Ur-
teil des Landessozialgerichts vom
20.6.1958,S. 4.
60 Sieheauch zum folgendenebenda.

Abbildung links oben:
DerLeichnam.
Abbildung links unten:... unddie Totenmaske
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Bundesversorgungsgesetzes (BVG) anzusehen."6' Gegen dieses
Urteil, das erhebliche Pensionszahlungen ab 1950 intendierte,
legte das Landesversorgungsamt1954Berufungein, der sich der
Bundesminister für Arbeitund Sozialordnunganschloß.

Darüber hatte schließlich das Landessozialgericht in Schles-
wigzu urteilen.Und es nahm sich dreieinhalb JahreZeitbis zum
nicht mehr anfechtbaren Urteil. Drei Senate des Gerichts,
zunächst der 1., dannder 7. und schließlich der urteilende4. Se-
natnahmen sich der Entscheidungsfindung in dieserheiklenund
natürlich von der Medienöffentlichkeit beachteten Angelegen-
heit an. Zunächst Berichterstatter und damit Hauptakteur inder
Vorbereitung war Landessozialgerichtsrat Dr. Meinicke-Pusch,
einer jener, die 1959/1961 im Kontext der weitbeachteten Hey-
de-Sawade-Affäre in den peinlichen Verdacht des langen Wis-
sens umdie wahre Identität Sawades gerieten.62Der 1905 gebo-
rene Meinicke-Pusch war 1937 Mitglied der NSDAP geworden,
hatte ab 1940 als Kriegsgerichtsrat gewirkt und war 1950 bis
1954, noch als Rechtsanwalt undNotar, zunächst als FDP-,dann
als CDU-Fraktionsmitglied Abgeordneter des Schleswig-Hol-
steinischenLandtages gewesen.63 Jetzt, 1955, ging der am 1. Fe-
bruar zumLandessozialgerichtsrat ernannteRichter mit Fleiß an
die Ermittlungsarbeit, ob Heydrich tatsächlichOpfer vonKriegs-
handlungengeworden sei.

Nurumdiese, formaljuristisch undwahrlich ahistorisch anmu-
tende Fragekonnte es in Anwendung des BVG gehen. Eine Be-
wertung der eventuell verbrecherischen Rolle oder die Berück-
sichtigung konkreter Taten schloß das Bundesgesetz im Gegen-
satz zu seinen Vorläufern"der Ländergesetzgebungoder der alli-
ierten Verordnungen ausdrücklich aus. Ein wahrlich eklatanter
Gegensatz der ,Kriegsopferentschädigung' zur Wiedergutma-
chung für NS-Opfer: Die Verfahren der Wiedergutmachung
kannten vonBeginnanund schließlich gesetzlich fixiertdieun-
würdigkeit' der Antragsteller als klaren Ausschlußgrund: Weiter
aktive Kommunisten sowie Homosexuelle, ,Asoziale', Zigeu-
ner' und ,Verbrecher' wurden damit keineswegs „vergessen",
sondern bewußt und gezielt von jeder Zahlung ausgeschlossen,
auch wenn sie jahrelangeKZ-Haft nachweisenkonnten.

Meinicke-Pusch formulierte die Situation im Fall Heydrich in
seinem Auftrag an einen Gutachter in aller Deutlichkeit:
„Grundsätzlich istfür die Beurteilung von Bedeutung, dass die
HinterbliebenenHeydrichsnur dannAnspruch aufHinterbliebe-
nenrentehaben, wenn Heydrichselbst Ansprüche aufgrunddes
Versorgungsgesetzeserheben könnte.Da nach dem Bundesver-
sorgungsgesetzseine persönliche .Unwürdigkeit' nicht rechtser-
heblich ist, dürfte es entscheidenddaraufankommen, ob indem
Attentat auf Heydrich eine Kriegshandlungfeindlicher Mächte
zum Ausdruck gekommen ist oder ob es nicht anders als ein At-
tentatz.B. eines deutschenKommunistenoderJuden zubewerten
ist."64 -Von der klaren Intentiondieses Schreibens abgesehen,
bleibt festzuhalten, daß die Schleswiger Juristen ihre spätere
Entscheidung offenbar daran maßen, ob - ihrer Interpretation
nach - Reinhard Heydrich selbst einen Anspruch auf staatliche
Versorgungsleistungen der Bundesrepublik besessen hätte oder

61 Ebenda, S. 5.
62 Siehe Schleswig-Holsteinischer
Landtag,4. Wahlperiode 1958, Druck-
sache Nr. 444,S. 2.
63 Auskünfte Klaus-Detlev Godau-
Schüttke 9.96.
64 LAS Abt. 794 Schleswig Nr. 2,
Meinicke-Pusch an Prof. Michael
Freund 10.2.1956.
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nicht. Der Anspruch seiner Hinterbliebenen galt lediglich als ein
abgeleiteter: Sie erhielten sozusagen in Vertretung des Massen-
mörders dessenBezüge.

Mit dem Außerachtlassen eventueller Unwürdigkeit schied
übrigens auch die imgesamten Verfahren nicht ein einzigesMal
aufgeworfeneFrage aus, ob denn unschuldigeKinder und die al-
lenfalls mitwissende Ehefrau unter diesem Ausschlußgrund lei-
den dürften. Eine nicht triviale ethischeFragestellung, die aller-
dings bei Wiedergutmachungsfällen eindeutig beantwortet war:
Selbstverständlich konnten Waisen einer im KZ ermordeten
,Asozialen' inden 1950er Jahren nicht mit Zahlungen rechnen.

Trotz des hohen Bekanntheitsgrades von Heydrich und trotz
des Dokumentenapparates des Nürnberger Tribunals war in den
1950er Jahren präzises Wissen über Hergang undHintergründe
des Attenats inPrag nicht ganz einfach zubeschaffen. Meinicke-
Pusch unternahm das, was von ihm zu erwarten war: Er wandte
sich unter anderem an das Münchner Institut für Zeitgeschichte,
ließ Auszüge aus publizierten Erinnerungsbüchern ehemaliger
deutscher Besatzer anfertigen65 und spürte Zeugen auf, vorwie-
gend ehemalige Angehörigeder Staatspolizeistelle Prag und der
deutschen Kriminalpolizei. Diese waren 1955 entweder Pen-
sionäre oder längst wieder im Polizeidienst beziehungsweise,
wie ein vernommener ehemaliger Prager Gestapoangehöriger,
beim Suchdienst des Deutschen Roten Kreuzes tätig.66 Selbst der
Präsident des Bundessozialgerichtes, laut seines Schreibens ge-
legentlich vom Schleswiger Gerichtspräsidenten Dr.Buresch -
übrigens später einer der Hauptbelasteten inder Heyde-Sawade-
Affäre67 - auf den Fall Lina Heydrichangesprochen, teilte Hin-
weise undNamen mit,denn auch er sei „damals in Prag" gewe-
sen.68

Die 1942 mit den Tatermittlungen (und der Täterverfolgung)
befaßten Zeugensagtenaus: Durch einen Verräter aus der Täter-
gruppe seien sie schnell auf die richtige Spur gekommen. Die
mutmaßlichen Täter hätten Polizisten und Angehörigeder Waf-
fen-SS schließlich in einer Kirche gestellt;durch deren Schüsse
und angeblichauch durch Selbsttötungenseien alleVerdächtigen
umgekommen. Die Sachermittlungenhätten ergeben,daß die At-
tentäter als Fallschirmspringer von einem britischen Flugzeug
abgesetzt worden seien und im Auftrag der Exilregierung Be-
nesch inLondon handelten. Der ehemaligeLeiter des kriminali-
stischenReferats derStaatspolizeistelle Prag,Heinz P,gab in er-
staunlich geringer Präzision zu Protokoll: ,J\/ach dem, was ich
von den entsprechendenDezernatsleitern gehörthabe,mögenim
Jahre 1941bis zum Attentat aufHeydrichetwa50Personen (mit
dem Fallschirm,U.D.) abgesetzt worden sein." Es habe sich um
Angehörigeder tschechischenExilarmee gehandelt, die von bri-
tischen Soldaten ausgebildet worden seien.69 War in den eben-
falls beigezogenen Ursprungsakten der Prager Gestapo noch
durchwegvon „Partisanen"dieRede, wählten,was beidemPro-
zeßgegenstand auffallen muß, spätere Zeugen gern die militäri-
sche Bezeichnung „Offiziere",10 ginges dochschließlich imKern
um die Frage, ob Heydrich einer militärischen Operation zum
Opfer gefallen war.

65 z.B. Wilhelm Dennler, Die böhmi-
sche Passion. Frankfurt a.M. 1953.
66 LASAbt.794 Schleswig Nr. 2, Ver-
nehmung Walter K.9.11.1955.
67 Siehe Godau-Schüttke 1993, 80ff,
86ff(wie Anm. 27);Ders. 1994.S. 198
(wie Anm. 27).
68 LASAbt.794Schleswig Nr. 2, Prä-
sident des Bundessozialgerichts in
Kassel an Landssozialgericht Schles-
wig 16.4.1956.
W LASAbt.794SchleswigNr. 2,Ver-
nehmung HeinzP. 12.6.1956.
70 Siehe z.B. LASAbt.794 Schleswig
Nr. 2, Vernehmung Walter K. 9.11.
1955.
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Für den Prozeßvertreter Lina Heydrichs, den Kieler Anwalt
Dr.WilhelmMaßmann, der übrigens zeitgleich auch den ehema-
ligen schleswig-holsteinischenNSDAP-Gauleiter und Oberprä-
sidenten HinriehLohse bei seinen Bemühungen um eine staatli-
che Pension vertrat,71 schien die Sachlage klar und eindeutig:
,JDie tschechische Exilregierung in London hat seinerzeit dem
Deutschen Reich den Krieg erklärt und eine Truppe aufge-
stellt."12 Richter Meinicke-Pusch hatte zuvor alle Verfahrensbe-
teiligten befragt, ob sie, dem Nürnberger Urteil folgend, die
Tschechoslowakeials ein vom Deutschen Reich besetztes (und
nicht durch Staatsvertrag in Protektorat' genommenes) Gebiet
ansehen könnten,mit der logischen Ableitung, daß die Besat-
zungspolitik wie die Gegenwehr jeweils als „Kriegshandlung"
anzusehen wären: „Bejahen dieBeteiligten dieRechtsauffassung
des Nürnberger Gerichtshofes und die sich daraus ergebenden
rechtlichenFolgen?"17 -Das Landessozialgericht wäre mit dem
Hinweis aufNürnberg elegant aus der Not einerkritisierbaren ei-
genenEntscheidungentlassen worden.

Im Gegensatz zu Maßmann mochte das verfahrensbeteiligte
Bundesministerium für Arbeit dieser Logik keineswegs folgen:
„Es ist vielmehr ein politisches Attentat gewesen, das Heydrich
durchseinbrutalespolitisches Wirken heraufbeschworenundauf
sich gelenkthatte." Dezidiert befaßt sich die Antwort wieder mit
der verantwortlichen Rolle Heydrichs am Holocaust: „Einer der
Führer dieser Einsatzgruppen, Otto Ohlendorf, der in Nürnberg
zum Tode verurteilt und in Landsberg hingerichtet wurde, ge-
stand, 90 000Juden, darunter Kinder, Frauen und Greise, besei-
tigt zu haben. Dieses alles geschah auf Weisung und nach Plan
Heydrichs.Danebenführte Heydrichsystematisch einen Vernich-
tungskampf gegen die Intelligenz in ausserdeutschen Gebie-
ten,...". Schließlich gelte doch wohl: „SinnundZweck des BVG,
das amtlich als ,Gesetz über die Versorgung der Opfer des Krie-
ges' bezeichnet wird, würden in ihr Gegenteil verkehrt werden,
wollte man den Tyrannentod Heydrichs oder etwa den Tod der
als Kriegsverbrecher hingerichteten Kaltenbrunner,Frank oder
Ohlendorfdem Opfertod von Millionen anständiger deutscher
Soldaten gleichsetzen."14

Schon im Jahr zuvor hatte das Arbeitsministerium darauf hin-
gewiesen,daß selbst den Hinterbliebenen der Militärs,die zum
Verschwörerkreisdes 20.Juli 1944 gehörthatten, Ansprüche aus
demBVG nicht zustünden; ihr Handeln werde von bundesdeut-
schen Gerichten als allein politisch motiviert erachtet. Dann
dürften erst recht weder Heydrichs Rolle als stellvertretender
Reichsprotektor inPrag noch das Handeln seiner Attentäter als
militärisch erachtet werden. Im übrigen sei dasProtektorat Böh-
men und Mähren gar nicht im Kontext des 11. Weltkriegs, son-
dern jabereits imFrühjahr 1939errichtet worden.75

In dieser verwirrenden Situation forderte Meinicke-Pusch ein
wissenschaftlicheshistorisches Gutachten beim Kieler Ordinari-
us Michael Freund an.Prof. Dr.Michael Freund war bekannt als
profilierter, publikationsfreudiger und historischorientierter Po-
litikwissenschaftler sowie als aktiver Sozialdemokrat. Er tat sich
schwer mit diesemAuftrag, hielt sichkaum an die engenFragen

71 Siehe Danker, 1995 (wie Anm. 5).
72 LAS Abt. 794 Schleswig Nr. 2,
Maßmann an Landessozialgericht
12.12.1955.
73 LAS Abt. 794 Schleswig Nr. 2,
Meinicke-Pusch anVerfahrensbeteilig-
te 30.11.1955.
74 LAS Abt.794 Schleswig Nr. 2, Dr.
Schönleiter BMfA an Landessozialge-
richt 19.3.1956.
75 LAS Abt. 794 Schleswig Nr. 2,
Sauerborn BMfA an Landessozialge-
richt 5.7.1955.

298



nachdem militärischenGehalt des Attentats aufHeydrich.Insei-
nen vorläufigen Antworten wie im lesenswerten 42 Seiten um-
fassenden Gutachten holte er weit aus: Dem tschechischen
StaatspräsidentenHacha, der am 15.März 1939 unter massivem
Druck mit Hitler den Protektoratsvertrag abgeschlossen hatte,
schrieb er ins Stammbuch: „Ein Staatsmann hat nicht in Ohn-
macht zu fallen, wenn es um Sein oder Nichtsein seiner Nation
geht."16 Die BesetzungderTschechoslowakei seiein „Einmarsch
im Frieden" gewesen, ein „Kriegszustand zwischen der Tsche-
choslowakei und dem Deutschen Reich" habe zukeiner Zeit ge-
herrscht,das Attentat auf Heydrich sei als „eine völlig isolierte
Tat" ohne Bezug zum „Geschehendes Krieges" zu werten.77 Im
übrigen sei über den Tathintergrund herzlich wenig bewiesen.
Nach seiner Lektüre der im Verfahrenentstandenen Zeugenaus-
sagen müsse er festhalten: „Ichbin verblüfft über die Unverfro-
renheit, mit der von den HerrenDinge behauptet werden, über
die sie aus unmittelbarer Kenntnis nichts wissen..."I*. Im Gut-
achtenheißt es an anderer Stelle:Zwar kenne dasBundesversor-
gungsgesetz „den Begriff der Unwürdigkeit nicht", vielleicht
wären Heydrichs „Kriegsverbrechen" auch rechtlich unerheb-
lich, wenn ein Luftangriff sein Leben ausgelöscht hätte, „Aber
das Attentat meinte ihnals Person, unddieRechtsnatur des At-
tentats wirdbeherrschenddurch seine Personbestimmt."19 -Wie
die kommentierenden Randnotizen auf dem Gutachten auswei-
sen,mißfiel es den auftraggebenden Juristen in Schleswig, daß
Freund immer wieder das Gebiet seines eigentlichen Auftrages
verließ und eine eigene ,Beweiswürdigung' vornahm.80 Aber
Freund selbst schien sich darum nicht zu scheren.Er charakteri-
sierte Heydrich schlicht als eine „derganz großen Verbrecherge-
stalten der Geschichte", testierte ihm, daß er imÜberlebensfalle
„mit nahezu absoluter Sicherheit in Nürnberg hingerichtet wor-
den" ware81,und schilderte den Werdegang Heydrichs als Holo-
caustverantwortlichen und Polizeichef so plastisch, daß er fest-
halten konnte: ,JXber was in der Tschechoslowakei selbst ge-
schah, istimGrundebedeutungslos."*2

Das Fazit des engagierten Gutachters: Zwar gelte: „Gesetz ist
Gesetz undmuß es bleiben, auch wenn uns nicht gefällt, wem es
zugute kommt." Aber: Wo es ,J\aumfür Zweifel und eine freie
Entscheidung läßt, müssen die größeren Gesichtspunkte und
Wertbegriffe herangezogen werden, die einem von Recht und
Menschlichkeit bestimmten Gemeinwesen zugrunde liegen."*7 —
Genau daran sind juristische Urteile in der Tat zu messen: Wo
Handlungsspielraum für die Einbeziehung fundamentaler ethi-
scherGesichtspunktebesteht,ister zunutzen.Freund verwies in
seinerrhetorisch geschicktaufgebauten Stellungnahme aufeinen
möglichenInterpretationspunkt: „DasBundesversorgungsgesetz
hat nicht definiert, was denn Krieg wäre."*4 Bezogen auf das
Reichsprotektorat war damiteinbeachtlicher juristischer Ermes-
sensspielraum definiert.Undaußerdem, so Freund weiter,müsse
es „offenkundig Unterschiede geben" bei der Antwort auf die
Frage, „welchenKriegderdeutscheSoldatführte undwelchener
rechtmäßig führen durfte".*5 Denn,so der Schlußappell des Gut-
achters an dasLandessozialgericht,es müsse „auchderAnschein

7
"

LAS Abt. 794 Schleswig Nr. 2.
Gutachten Michael Freund 5.5.1956, S.
3.
77 Ebenda, S. 7ff.
78 Ebenda. S. 13.
7" Ebenda,S. 17.
m Siehe auch die eindeutig ablehnen-
den Hervorhebungen und Markierun-
gen auf Freunds Schlußgutachten vom
23.1 1.1956 in LASAbt.794 Schleswig
Nr. 2.
81 LAS Abt. 794 Schleswig Nr. 2,
Gutachten Michael Freund 5.5.1956 S.
17ff.
82 Ebenda,S. 30.
83 Ebenda,S. 41.
84 Ebenda,S. 40.
83 Ebenda.
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vermieden werden -um der Rechtlichkeit und des moralischen
Ansehens der Bundesrepublik willen - als ob das verbrecheri-
sche TunHeydrichs dem Kriegsdienst redlicher deutscher Solda-
tengleichgestellt werden sollte."*6

Kurz vor Eingang des Gutachtens von Michael Freund hatte
das Nachrichtenmagazin ,Der Spiegel' von Lina Heydrichs
Bemühungen um Hinterbliebenenrenten berichtet. Ein aufge-
brachter, jetzt im Exil in Frankfurt lebender ehemaliger Prager
Student, der eine von Heydrich verantworteteKZ-Haft überlebt
hatte,schrieb an das Gericht in Schleswig: „IchstammeausBöh-
men. Ich kenneHeydrich. Wissen Sie, wer Heydrich war?- Der
Teufel von Böhmen,einMörder,der durchBlut u. Tränen watete,
ein Scherge,der tausendeMenschenaufdem Gewissen hat. Ha-
ben Sie von demBlutbad in Lidicegehört?..."*1

Den Richterndes Landessozialgerichtsmußte spätestens jetzt,
imFrühsommer des Jahres 1956, klar sein, welch einen heiklen
und sensiblen Fall sie bearbeiteten. Und, bei aller Unzufrieden-
heit der professionellen Juristen mit Freunds Gutachten und den
Stellungnahmen aus dem Bundesministerium für Arbeit: Ihnen
waren mehrere Wege gewiesen worden,die eine auch juristisch
saubere und sichere Ablehnung der Hinterbliebenenzahlungen
ermöglichthätten.Das Ergebnis der Überlegungen in Schleswig
deutete indes in die entgegengesetzte Richtung. Im April 1956
teilte Meinicke-Pusch seinem Dienstvorgesetztenund wegender
„Bedeutungdieser Sache"auch denpotentiell beisitzenden Rich-
ternmit,nach eingehenderBefassunginder Sache seier „zudem
aus der Anlage ersichtlichen Ergebnis gekommen".Er wolle es
mitteilen, damit der Adressat Tatbestand und Votum „in Ruhe
durchdenken" und seine „etwaige gegenteilige Auffasssung be-
gründen" könne.88

Vorerst aber tat das Gericht - gar nichts. Das Verfahren düm-
pelte über viele weitere Monate ohne erkennbar relevante Akti-
vitäten weiter. Freund gab Ende 1956 eine Ergänzung seines
Gutachtens ab89, Rechtsanwalt Maßmann bezweifelte Anfang
1957 die Unbefangenheit des Gutachters und beantragte vor-
sichtshalber die Berufung eines alternativen Sachverständigen.90

Ende Januar 1957 mahnte das Bundesarbeitsministerium eine
Entscheidung beim Schleswiger Gericht an: „Damit scheint der
Sachverhalt voll geklärt unddie Sache zur Entscheidung reif."9'
Kurz darauf nutzte der Eckernförder Bundestagsabgeordnete
Pohle (SPD) die Fragestundedes Bundestages,um vom Bundes-
arbeitsminister den Stand des Verfahrens zu erfahren.92

Das Gericht geriet also offenkundig unter Druck. Aber für
weitere 12 Monate passierte wenig. Dann aber, am 20.Januar
1958, ging die Streitsache nach Beschluß des Präsidiums des
Landessozialgerichtes mit sofortiger Wirkung vom7.auf den 4.
Senat über. Übrigens ohne notierte Begründung, was als unüb-
lichanzusehen ist.93 Zumindest bleibt dieUrsache des Wechsels
unklar. Weitere fünf Monate später,am 20. Juni 1958 trafder Se-
nat unter der Leitung des SenatspräsidentenMichaelis sein „mit
Rechtsmitteln nichtanfechtbar(es)"Urteil.Michaelis,lautPerso-
nalakte NSDAP-Mitglied seit 1932 und fachlich lediglich als
,mittelmäßig' bewertet sowie auch ein Mitwisser Heyde-Sawa-

86 Ebenda, S. 42.
87 LAS Abt. 794 Schleswig Nr. 2.
Brief des K. an das Landessozialge-
richt 23.4.1956.
88 LAS Abt. 794 Schleswig Nr. 2,
Meinicke-Pusch an Piepgras 19.4.
1956.
89 Freund läßt sich hierin über die
Rolle der Exilregierung Benesch aus,
betont noch einmal die militärische Ir-
relevanz des Attentats auf Heydrich.
LAS Abt. 794 Schleswig Nr. 2, Ab-
schließendes Gutachten 23.11.1956.*°

LAS Abt. 794 Schleswig Nr. 2,
Maßmann anLandessozialgericht28.1.
1957 S. 5." LAS Abt. 794 Schleswig Nr. 2,
Schreiben Dr. Schönleiter an Landes-
sozialgericht 25.1.1957.*2 LASAbt.794 Schleswig Nr. 2, Ab-
schrift der Antwort Dr. Schönleiter
27.2.1957."3 Auskunft Klaus-Detlev Godau-
Schüttke, 9.1996.
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des94 fällte mit seinen Kollegen - Dr. Meinicke-Pusch war auf-
grund des Senatswechsels nicht mehr dabei - eine klare Ent-
scheidung:LinaHeydrichund ihrenKindern steheHinterbliebe-
nenrente zu. In der umfänglichen Urteilsbegründung 95 wurde
sprachlich sehr zurückhaltend der WerdegangHeydrichs gewür-
digt, etwa daß er „an der Organisation und Durchführung der
Maßnahmen gegen die Judenbeteiligt" gewesen seiund daß er
„einen schärferem Kurs in der Regierung des Protektorats"96

eingeführt habe. Und auch indiesem Textauszug ist die Diktion
bezeichnend:„Ander Glaubwürdigkeit derZeugen"bestehekein
begründeter Zweifel, „auch wenn sie damals im Auftrage der
Staatspolizei tätig und im Sinne einer gewissenpropagandisti-
schen Zielsetzung zu arbeiten gezwungengewesen sind."91 Zur
Tätigkeit tschechischer Partisanen heißt es lapidar, aber rich-
tungsweisend: „Im Ausland befindliche Tschechen hatten sich
nach Kriegsausbruch England und Frankreich militärisch zur
Verfügung gestellt."9* ,JDie aus ihnen gebildeten Truppenteile"
hätten das -offenbar also militärische - Rekrutierungsfeld der
Attentäter gebildet: ausführende waren tschechische Soldaten,
die ... aufSeiten der alliierten Streitkräfteam Kriegegegen das
Deutsche Reich teilnahmen." -Das war nun schlicht das Gegen-
teil dessen, was der wissenschaftliche Gutachter Freund ausge-
führt hatte.Die „sogenanntenFreischärler oder Partisanen" hät-
ten im IL Weltkrieg eine „zunehmendeRolle" gespielt. Und: „Es
entspricht dem Wesen dieser Art von Kriegsteilnehmern, daß sie
meist einzeln, im Verborgenen und ohne äußere Kennzeichnung
auftreten und den Gegner nicht in der eigentlichen Kampfzone,
sondern imHinterlandzu schädigen suchen.... DieBesonderheit
ihrer Beteiligung besteht, wie der letzte Krieg erneut bewiesen
hat, gerade in der Abweichungvon den Kriegsregeln."Dadurch
würden „ihre Aktionen aber nicht den Charakter von Kampf-
handlungen" verlieren -und folglich sei Heydrich Opfer einer
militärischen Operationgeworden.

Genau diesen entscheidungsrelevantenAspekt hätte auch ein
als Gutachter hinzugezogener Völkerrechtlergenauer und offe-
nerbewertenkönnen.Aberes scheint,daß die SchleswigerRich-
termeinten, auseigener teilnehmender Beobachtungdes Krieges
einUrteil treffen zu können.99 Das einschlägige personelle Mi-
lieudes LandessozialgerichtsinSchleswighat Klaus-Detlev Go-
dau-Schüttke mit vielen Bezügen zum Landessozialminister der
Jahre 1950 bis 1957,Hans-AdolfAsbach (BHE), derals ehema-
liger Kreishauptmann im besetzten Polen der Jahre 1941 bis
1943 später des Mordes an mindestens 3148 Juden beschuldigt
wurde,beschrieben.100 Wodurch auch immer ihr Handelnmoti-
viert war:Alle Randnotizen auf den Akten und die schriftlichen
Bewertungensowie Vorstöße derBearbeiter in Schleswig deuten
einhellig ineine Richtung: Sie wollten nicht anders entscheiden,
sie wollten keine alternative Prüfung.

Ihr Fazit: Heydrich sei zwar nicht an der „Folge einermilitäri-
schen oder militärähnlichen Dienstverrichtung" gestorben, so-
weit irre die Witwe inihrem Antrag, aber der Tod sei eindeutig
„als Folge einer unmittelbaren Kriegseinwirkung" zu werten.101

,f)ie gesetzlichen Voraussetzungen der Hinterbliebenrente ...

94 Ebenso sowie Ders., 1994, S. 197f
(wie Anm. 27).
93 Das Urteil umfaßt 26 engbeschrie-
bene Seiten.
56 LAS Abt.794 SchleswigNr. 2, Ur-
teil des Landessozialgerichtes 20.6.
1958, S. 17.
57 Ebenda, S. 18f.
98 Auch die anschließenden Zitate
ebenda, S. 18,23f.
99 Gutachter Freund hatte in seiner
Korrespondenz dagegen mehrfach da-
von geschrieben, daß er seinerseits
Kontakt zu einem Völkerrechtler ge-
sucht hätte.
100 Siehe Godau-Schüttke 1994 (wie
Anm. 27).
191 Urteil des Landessozialgerichtes
20.6.1958, 5.21.
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sind danach gegeben."102 -Damit hatte LinaHeydrich im Som-
mer 1958 -mit Rückwirkung bis 1950-ihr Ziel erreicht. Prote-
stedesBundesder Verfolgtendes Naziregimes,entrüstete Einga-
ben von Bürgern, Anfragen des offenbar sehr überraschten Gut-
achtersFreund,auch die deutliche Verärgerungder ohnehin mit
NS-Altlasten geplagten Landesregierung von Hassel änderten
daran nichts:103 Das Urteil war rechtskräftig und unanfechtbar.
Undes reihte sich ein in eine Serie vergleichbarer Gerichtsent-
scheide inSchleswig-Holstein:Der ehemaligeLübecker NS-Po-
lizeipräsident und höhere SS- und Polizeiführer im besetzten
Lettland,Schröder,Oberreichsanwalt Lautz, ehemaliger Anklä-
ger vordemVolksgerichtshof, undbald daraufauch Ex-Staatsse-
kretär Schlegelberger, einst der Erlasser des ,Sonderstrafrechts
gegen Juden und Polen',- durchwegLeute also, die man ohne
Abstrich als Mörderbezeichnen kann-bezogen im nördlichsten
Bundesland stattliche Staatspensionen.Der politisch unverdäch-
tige ,Rheinische Merkur' druckte im November 1960 die publi-
zistische Kritik eines ehemaligen Richters, der von „der er-
schreckenden Häufung düsterer Justizbeschlüsse" sowie „brau-
nerPatronage in Schleswig-Holstein" schrieb.104

Der Zahlungsanspruch Lina Heydrichs auf Witwenversor-
gungsbezüge eines Polizeigenerals erlosch erst 1985 mit dem
Tod der 74jährigen. Das Urteil kam die bundesrepublikanische
Gesellschaft also nicht billig. Im übrigen hatte Heydrichs Wit-
we, die 1951 selbst als „unbelastet" aus ihrem Entnazifizie-
rungsverfahrenhervorgegangen war, mit Hilfe hoher Gerichte -
und begleitet von einer Landtagsdebatte - ihr zunächst be-
schlagnahmtes Erbe, eine Villa auf Fehmarn, schließlich
zurückerhalten;105 einmutiger Amtsgerichtsrat auf Fehmarn hat-
te das zunächst verweigert.106 1962 erstatteteder tschechoslowa-
kische Verband der Widerstandskämpfer bei mehreren Statsan-
waltschaften,unter ihnen auch die in Schleswig, Strafanzeige
gegen Lina Heydrich wegen „Mißhandlung von Häftlingen",
Beihilfe zum Mord und Durchsetzung von Hinrichtungen;107

Anklage wurde nie erhoben. Lina Heydrich verbrachte fast die
ganzenJahrzehnte aufFehmarn,investierte glücklos in touristi-
sche Herbergen,heiratete 1965 einen finnischen Künstler, sam-
melte Zeugnisse der Vorzeit und galt als gute Erzählerin. Ihre
publizierten Memoiren unter dem Titel „Leben mit einem
Kriegsverbrecher"108 werdenentsprechend bewertet:als belang-
los, stark fehlerhaft, schönfärberisch.109 Sie sind darüber hinaus
sehr provozierend: Sie, die Witwe eines Cheforganisators des
Holocausts schrieb darin im Jahr 1976 über die Juden in der
deutschen Gesellschaft der 30er Jahre in hämischer Weise:
„Merkwürdigerweise begriffen dieJudendiesund ihr Fremdsein
in unserem Land überhaupt nicht,auch wenn ihnen der blanke
Haß entgegenschlug. Hätte es damals Psychotherapeuten gege-
ben, hätten sieden Juden nur denAuszugausDeutschland raten
können.""0 Auch machte sie keinen Hehl daraus, daß sie in der
Nachkriegszeit zahlreiche ehemalige SS-Leute mit falschen
Pässen versorgt habe."1 Schließlich bezeichnete sie die „soge-
nannte Entnazifizierung" als „systematische Räuberei": „Ich
gehörte zu denen, die alles verloren.""2 - Weder mangelndes

102 Ebenda,5.26.
1,13 Siehe Kasten, S. 277 (wie Anm.
27). Übrigens irrt Kastenin seinem le-
senswerten Aufsatz an dieser Stelle,

wenn er zitiert, das Landessozialge-
richt habe Heydrich bescheinigt, „als
Soldat im Kriege gefallen" zu sein;of-
fenbar stammt das Zitat vielmehr aus
einer zugespitzten Formulierung der
VVN.
104 Zitiert ebenda, S. 281.
105 Siehe Schleswig-Holsteinischer
Landtag, Wortprotokoll über die 14.
Tagung, 9.10.1951, insbesondere S.
81ff,96ff.
106 Siehe ebenda, 5.97.
K)7Siehe Maser inHeydrich, 201f (wie
Anm. 57); Lübecker Nachrichten 13.2.
1979.
1(18 Mit kritischen Kommentaren des
Hitler-Biographen W. Maser, (wie
Anm. 57).
m Siehe Deschner, 1989, 5.114 (wie
Anm. 53).
110 Heydrich, S. 43 (wieAnm. 57).
1,1 Siehe ebenda,S. 148.
112 Ebenda, S. 147.
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Selbstvertrauen nochauch nur die geringsteEinkehr lassensich
der Autorin nachsagen.

Die Hinterbliebenen Lina Heydrichs überschrieben ihre To-
desanzeige 1985: „Der Himmel mögeihr Frieden geben." Und
das Fehmamsche Tageblatt widmete ihr einen Nachruf, in dem
es unter anderem heißt, ihr „Leben" sei „vonder Tragik unseres
Jahrhunderts überschattet und entsprechend schwer" gewe-
sen.113 -Sokann man es wohl auch sehen.

Fazit: Es sei abschließend noch einmal daran erinnert, wie
groß der juristische Handlungsspielraum jeweils gewesen war,
wie starr, unbeirrt und alle moralischen Überlegungs- und Ent-
scheidungsmöglichkeiten ablehnend die Richterkollegien aber
agiert haben: Wie wenig ihnen zum Beispiel die Empfindungen
der Millionen,die unmittelbar vonReinhard HeydrichsHandeln
betroffen gewesen waren,bedeuteten.Die Betrachtung ihrer Ar-
gumentationen hat auch gezeigt, wie fremd diesen Richtern ein
unsteterund vonder Normalität abweichender Lebenswandel ei-113 Fehmarnsches Tageblatt 16.8.1985

304



nes dezidierten und persönlich mutigen NS-Gegners war, wie
nah, ,normal' und nachvollziehbar dagegen das Leben und Ar-
beiten imUmfeld des MassenmördersHeydrich. Ihre kulturellen
Erfahrungen, ihre eigenen ehemaligen wie Ende der 1950er ge-
genwärtigen Rollen und ihre gesellschaftlichen Einbindungen
erklären, warum diese Richterkollegien schließlich so anders
entschieden,als man gemeinhinnoch 1950 zu wettengeneigt ge-
wesen wäre. - Der Ausweis einer ethisch gebundenen NS-Be-
wältigung war das nicht.

n

305




	NS-Opfer und Täter – Versorgung mit zweierlei Maß
	Fall 1: Dr. Norbert L. 5
	Fall 2:  Witwe Lina Heydrich

	Abbildungen
	Schleswig-Holstein heute
	Untitled
	Untitled
	Untitled
	Untitled
	Abbildung rechts oben:  Heydrich, der Schreibtischtäter.  Abbildung rechts unten:  Heydrich mit Gattin am Abend vor dem  Anschlag.
	Abbildung links oben: Der Leichnam. Abbildung links unten: ... und die Totenmaske
	Untitled
	Untitled
	Untitled


